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2. Entwurf des Flächennutzungsplans (FNP) der Stadt Wildenfels (Stand 11/2025); 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB i. V. m. § 4a Abs. 3 
BauGB 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

als gemäß § 3 UmwRG anerkannter Naturschutzverband nimmt der BUND Sachsen e.V. zum vorliegen-
den 2. Entwurf des Flächennutzungsplanes (FNP) der Stadt Wildenfels Stellung. Wir beziehen uns dabei 
auf die Begründung zum Flächennutzungsplan (im Folgenden: Begründung), das Anlagenkonvolut 1 bis 
12 (im Folgenden: Anlagen) sowie das Begleitschreiben zur Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
vom 18.12.2025 (im Folgenden: Begleitschreiben). Unsere Äußerung beschränkt sich gemäß § 4a Abs. 
3 BauGB auf die im Vergleich zum ersten Entwurf geänderten oder ergänzten Teile sowie auf die im 
Umweltbericht weiterhin bestehenden rechtlichen Defizite (Begleitschreiben, S. 2). 
 
I. Methodische Mängel der Bedarfsplanung und Missachtung des Flächenspargebots  
Der BUND Sachsen kritisiert die im 2. Entwurf dargelegte Bedarfsermittlung für Wohnbauflächen als 
weiterhin nicht bedarfsgerecht. Trotz des im Entwurf explizit bestätigten Bevölkerungsrückgangs von 
rund 14 % bis zum Jahr 2040 (Begründung, S. 73) plant die Stadt eine erhebliche Neuausweisung von 
Siedlungsflächen im Außenbereich. Auch die vorgenommene Senkung des Auflockerungsfaktors auf 
0,1 % (Begründung, S. 92) rechtfertigt nicht die Inanspruchnahme von insgesamt ca. 4,17 ha neuen 
Wohn- und Mischbauflächen. Die Planung vernachlässigt die erheblichen Potenziale der Innenentwick-
lung in den ca. 82,9 ha bestehenden Mischbauflächen (Begründung, S. 95) und verstößt damit gegen 
den Grundsatz der Innenentwicklung vor Außenentwicklung gemäß § 1a Abs. 2 BauGB. 
 
II. Rechtsfehlerhafte Planung der Wohnbaufläche W 6 
Die Beibehaltung der Wohnbaufläche W 6 mit einem Umfang von 1,06 ha stellt eine unzulässige 
fingerartige Zersiedelung des Außenbereichs dar und widerspricht damit dem Ziel Z 2.2.1.9 des 
Landesentwicklungsplanes Sachsen 2013 zur Vermeidung der Zersiedelung der Landschaft. Die 
Ausweisung der Wohnbaufläche W 6 (Wohngebiet „Glück‑Auf“, 1,06 ha) steht aus Sicht des 
Naturschutzverbandes zudem im Widerspruch zum im Entwurf des Flächennutzungsplanes selbst 
formulierten Grundsatz eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden sowie zur Priorität der 
Innenentwicklung (Begründung Kap. 4.1 und 4.2.1), wonach unberührter Boden nur in unabdingbarem 
Umfang in Anspruch genommen und vorrangig Innenentwicklung, Brachflächennachnutzung und 
Wiedernutzbarmachung anzustreben sind. Während die übrigen neuen Wohnbauflächen (W 5 
Schulstraße) klar als Lücken‑ bzw. straßenbegleitende Innenentwicklungsflächen konzipiert sind, führt 
W 6 zu einer zusätzlichen, eigenständigen Siedlungserweiterung am Ortsrand von Härtensdorf, die 
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weder in den bestehenden Siedlungskörper integriert ist noch einem zwingenden Bedarf im Sinne von 
Ziel Z 2.2.1.4 LEP 2013 entspricht. Angesichts eines verbleibenden offenen Wohnbedarfs von lediglich 
15 Wohneinheiten bis 2040, der nach Begründung des FNP ausdrücklich über kleinere 
Grundstückszuschnitte, Innenentwicklung, Brachflächennachnutzung und Nachverdichtung gedeckt 
werden soll, erscheint die Inanspruchnahme von 1,06 ha für nur 12 Wohneinheiten städtebaulich und 
naturschutzfachlich unverhältnismäßig und als Beitrag zur Zersiedelung der Landschaft. Vor diesem 
Hintergrund ist aus Sicht des Naturschutzverbandes von der Darstellung der Wohnbaufläche W 6 im 
Flächennutzungsplan abzusehen. 
 
III. Defizite im Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG  
Ein wesentliches Versäumnis im vorliegenden 2. Entwurf ist das vollständige Fehlen einer einzelfallbe-
zogenen speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP). Der Umweltbericht räumt ein, dass eine 
abschließende Klärung der spezifischen Sachverhalte erst im Rahmen der Vorhabenplanung erfolgen 
soll (Begründung, S. 160). Diese Verschiebung auf die nachgeordnete Ebene ist bei absehbar kritischen 
Flächen rechtlich unzulässig. Ohne eine saP, die insbesondere die Auswirkungen auf die lokale Avifauna 
und Fledermauspopulationen untersucht, kann die Genehmigungsfähigkeit der neuen Bauflächen im 
Rahmen des FNP nicht nachgewiesen werden. 
 
IV. Inanspruchnahme von Böden mit hoher natürlicher Bodenfruchtbarkeit (G 2)  
Hinsichtlich der gewerblichen Baufläche G 2 im Umfang von 7,90 ha (Begründung, S. 100) erhebt der 
BUND Sachsen ausdrücklich Einspruch. Die Fläche beansprucht Böden von hoher natürlicher 
Ertragsfähigkeit (Bodenfruchtbarkeit Stufe IV), die zudem eine sehr hohe Erosionsgefährdung der Stufe 
5 und hohe Erodierbarkeit durch Wasser (Stufe IV) aufweisen (Begründung, S. 176). Die dauerhafte 
Versiegelung dieser hochwertigen landwirtschaftlichen Böden ist ökologisch nicht vertretbar. Zwar ist 
die Fläche nicht als Vorranggebiet für Landwirtschaft ausgewiesen, jedoch verstößt die Planung gegen 
übergeordnete Grundsätze der Raumordnung: 
 

• Gemäß des Grundsatzes G 4.1.3.2 des Landesentwicklungsplan Sachsens 20213 soll die 
unvermeidbare Neuinanspruchnahme von Flächen für Siedlung, Industrie und Gewerbe auf 
Flächen mit geringer Bedeutung für die Land- und Forstwirtschaft gelenkt werden. Die Fläche G 
2 erfüllt diese Voraussetzung ausdrücklich nicht, da sie Böden mit hoher natürlicher 
Ertragsfähigkeit umfasst. 

• Gemäß des Ziels Z 2.3.1.2 des Regionalplans Region Chemnitz 2024 ist der Entzug von 
landwirtschaftlicher Nutzfläche durch Versiegelung mit Rücksicht auf den Erhalt der 
Existenzgrundlagen der Landwirtschaft zu vermeiden. 

 
Eine städtebauliche Notwendigkeit ist nicht erkennbar, zumal laut Übersichtsliste bestehende 
Gewerbegebiete wie die B-Pläne Nr. 11 (Gewerbepark Härtensdorf/ Wildenfels) und Nr.15/17 
(Gewerbegebiet Wildenfels) aktuell eine Auslastung von nur 50 % aufweisen (Anlagen, Anlage 1-1). 
 
V. Waldumwandlung  
Die im 2. Entwurf vorgesehene gewerbliche Baufläche G 1 mit 2,65 ha erfordert voraussichtlich eine 
Waldumwandlung gemäß § 8 SächsWaldG (Begründung, S. 174). Nach Umweltbericht sind die 
Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt aufgrund der Bestockung mit 
Wald als mittlere bis hohe Beeinträchtigung einzustufen. Der BUND Sachsen lehnt die Rodung von Wald 
für gewerbliche Nutzungen ab, solange ungenutzte Reserven im Siedlungsbestand und in bereits 
gewerblich bzw. gemischt genutzten Bereichen vorhanden sind. Waldflächen erfüllen für Klima, Boden- 
und Wasserschutz sowie für den Artenschutz eine besonders bedeutsame Pufferfunktion, deren Verlust 
nicht durch Ersatzaufforstung an anderer Stelle gleichwertig kompensiert werden kann. 
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Der BUND Sachsen beantragt die Streichung der Planflächen W 6 und G 2 sowie die Nachholung der 
gesetzlich vorgeschriebenen Artenschutzprüfungen vor dem Feststellungsbeschluss. 

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 

 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


